Empfehlende Richtlinien
der Bundesarbeitsgemeinschaft klassischer Philologen in Österreich
in Zusammenarbeit mit dem Landesschulrat für NÖ

zur Verordnung über die Reifeprüfung
aus Latein/Griechisch

gültig ab Haupttermin 2008
[Passagen aus Gesetzes- und Verordnungstexten sind kursiv gesetzt.]

1. Einleitende Bemerkungen

Latein und Griechisch als Reifeprüfungsfächer sollen den Kandidatinnen und Kandidaten die Gelegenheit bieten, folgende Fertigkeiten unter Beweis zu stellen:

· die Fähigkeit, grammatikalische und syntaktische Strukturen von Texten zu durchschauen,

· die Fähigkeit, den Inhalt von Texten zu erfassen, 

· Sensibilität für den Zusammenhang zwischen Textsorte und Sprachstil durch adäquate Wiedergabe in der Unterrichtssprache zu zeigen,
· effiziente Strategien zur Interpretation von Texten anzuwenden,

· Wissen über das Umfeld von Texten nachzuweisen,

· die Fähigkeit, zu Fragen, die sich aus den Texten ergeben, Stellung zu beziehen.
2. Die schriftliche Reifeprüfung aus Latein/Griechisch

2.1.1. Umfang und Inhalt der schriftlichen Klausurarbeit in Latein 
RP-VO § 10. (1) Die schriftliche Klausurarbeit in Latein hat die Übersetzung einer oder mehrerer Textstellen in die Unterrichtssprache und deren Bearbeitung zu umfassen, wie z.B. Interpretation, Fragen zum textbezogenen Umfeld (Paraphrase, Textvergleich u. a.). Die Arbeitszeit hat vier Stunden zu umfassen. 

(2) Die zur Übersetzung vorgelegte Textstelle hat bzw. die vorgelegten Textstellen haben bei vier Lernjahren (Kurzform) 140 bis 160 Wörter und bei sechs Lernjahren (Langform) 160 bis 180 Wörter zu umfassen. Der Text darf bzw. die Texte dürfen im Unterricht nicht übersetzt worden sein, er muss bzw. sie müssen sich aber thematisch und sprachlich-stilistisch an den in den Lektüremodulen des Oberstufenlehrplans behandelten Texten orientieren. Die Einleitung hat in die Situation der Textstelle bzw. Textstellen einzuführen, aber nicht Inhalt und/oder Interpretation vorwegzunehmen. Der Text ist bzw. die Texte sind mit für das Textverständnis notwendigen sprachlichen und inhaltlichen Erläuterungen zu versehen. 

(3) Der Anteil der Aufgaben zur Interpretation und zum textbezogenen Umfeld hat hinsichtlich Arbeitsaufwand und Gewichtung ein Viertel bis zu einem Drittel zu umfassen. 

2.1.2. Umfang und Inhalt der schriftlichen Klausurarbeit in Griechisch 
RP-VO § 11. (1) Die schriftliche Klausurarbeit in Griechisch hat die Übersetzung einer oder mehrerer Textstellen in die Unterrichtssprache und deren Bearbeitung zu umfassen, wie z.B. Interpretation, Fragen zum textbezogenen Umfeld (Paraphrase, Textvergleich u. a.). Die Arbeitszeit hat vier Stunden zu umfassen. 

(2) Die zur Übersetzung vorgelegte Textstelle hat bzw. die vorgelegten Textstellen haben 140 bis 160 griechische Wörter zu umfassen. Der Text darf bzw. die Texte dürfen im Unterricht nicht übersetzt worden sein, er muss bzw. sie müssen sich aber thematisch und sprachlich-stilistisch an den in den Lektüremodulen des Oberstufenlehrplans behandelten Texten orientieren. Die Einleitung hat in die Situation der Textstelle bzw. Textstellen einzuführen, aber nicht Inhalt und/oder Interpretation vorwegzunehmen. Der Text ist bzw. die Texte sind mit für das Textverständnis notwendigen sprachlichen und inhaltlichen Erläuterungen zu versehen. 

(3) Der Anteil der Aufgaben zur Interpretation und zum textbezogenen Umfeld hat hinsichtlich Arbeitsaufwand und Gewichtung ein Viertel bis zu einem Drittel zu umfassen. 

2.1.3. Gestaltung der schriftlichen Klausurarbeit in Latein und Griechisch
Sowohl die Texte als auch die Fragen zu Interpretation und textbezogenem Umfeld haben sich auf die in der Oberstufe behandelten Module zu beziehen.

Die Gestaltung der Klausurarbeiten hat sich am Usus der Schularbeiten der 8. Klasse zu orientieren.

Texte, die ein Übermaß an Kommentierung erfordern, sind nicht geeignet.

2.1.3.1. Inhaltliche Gestaltung des Textes/der Texte
Die Autoren der Texte müssen nicht mit den im Unterricht gelesenen identisch sein.
Prinzipiell sind Originaltexte zur Aufgabenstellung heranzuziehen. Auf Kürzungen innerhalb des Textes ist bei Vorlage der Aufgabenstellung einleitend hinzuweisen. 
Ergänzungen, die zum Verständnis des Textes/der Texte notwendig sind, müssen eindeutig als solche gekennzeichnet sein. Eine tief greifende Umgestaltung des Originaltextes ist unzulässig.
Der Leistungsstand der Kandidatinnen und Kandidaten ist bei sprachlichen und inhaltlichen Anforderungen zu berücksichtigen.
2.1.3.2. Formale Gestaltung des Textes/der Texte
Die Einleitung hat in die Situation der Textstelle(n) einzuführen, aber nicht Inhalt und/oder Interpretation vorwegzunehmen. Zu vermeiden sind Einstiege wie „Aus einem Brief des Plinius“ oder „Cicero meint“.

Allfällige Illustrationen sollen in inhaltlichem Zusammenhang mit dem Text stehen und das Textverständnis unterstützen.
Als Höchstwert für die Anzahl der Anmerkungen, die für die Kommentierung als notwendig erachtet werden, haben ca. 10% der Wortanzahl des Textes/der Texte zu gelten. Bei vierjährigem Latein können detailliertere Hilfestellungen angeboten werden.

Die Kommentare (Anmerkungen) können Vokabel mit seltener Bedeutung enthalten und solche, die schwer abzuleiten sind, sowie ungewohnte Wendungen in Übersetzung, Konstruktionshilfen, Eigennamen, Hintergrundinformationen u. Ä. In Griechisch können auch schwer erkennbare Formen unregelmäßiger Verben erklärt werden.
Die Verwendung von diakritischen Zeichen in lateinischen Texten ist zulässig.

Kommentierte Wörter und Wendungen müssen im Text markiert werden und den Kommentaren eindeutig zuzuordnen sein (Zeilenzählung oder fortlaufende Nummerierung).

Auf entsprechende Formatierung und Leserlichkeit der Prüfungsaufgaben ist zu achten (Schriftgröße des Textes mindestens 12 pt; Schriftgröße der Anmerkungen mindestens 10 pt; Zeilenabstand im Text mindestens 1,5). 
Handschriftliche Ausfertigungen und Anmerkungen seitens des Lehrers/der Lehrerin sind zu unterlassen.

2.1.3.3. Gestaltung der Aufgaben zu Interpretation und textbezogenem Umfeld
Der Richtwert für die Zahl der Aufgabenstellungen beträgt zumindest drei, höchstens sechs. Die einzelnen Aufgabenstellungen können auch untergliedert sein.

Die Aufgabenstellungen müssen als Arbeitsauftrag oder als Frage (keine Entscheidungs- oder Wahlfragen!) formuliert sein. 
Handlungsanweisungen können z. B. sein: „vergleiche …, fasse … zusammen, gliedere …, erkläre …, ordne … ein/zu, stelle Bezug her zu …, beschreibe …, zeige …, sammle …, stelle … zusammen, erarbeite …, finde …“.
Auf die Ausgewogenheit zwischen Aufgaben zum Textverständnis und Aufgaben zum textbezogenen Umfeld ist zu achten.

Aufgabenstellungen mit Textbezug können Sprache, Stil, Form und Inhalt betreffen. 
In den Aufgabenstellungen zum textbezogenen Umfeld dürfen keinesfalls Auflistungen von ausschließlich biographischen/historischen Daten (z. B. „Ciceros Leben und Werke“ oder „Die Punischen Kriege“) verlangt werden.
Allfällige Vergleichstexte müssen unbedingt auch in Übersetzung vorgelegt werden.

Bildmaterial kann ebenso Grundlage für Aufgabenstellungen sein.

Die Aufgabenstellungen sollen hinsichtlich des erwarteten Umfangs der Beantwortung so gestaltet sein, dass sie prägnant beantwortet werden können. Umfassende Erörterungen und Problembehandlungen dürfen nicht das Ziel der Aufgabenstellungen sein. Die inhaltliche Qualität der Beantwortung ist höher zu bewerten als ihre stilistische Ausgestaltung.
Die Gewichtung der einzelnen Aufgabenbereiche (zu erreichende Punktezahl, Prozentsätze etc.) ist auf dem Angabeblatt entsprechend dem jeweiligen Korrekturmodell anzugeben.

2.1.4. Hilfsmittel
RP-VO § 26 (2) Die Aufgabenstellungen dürfen im Unterricht nicht so weit vorbereitet sein, dass ihre Bearbeitung keine selbstständige Leistung erfordert; hingegen muss die Art der Bearbeitung im Unterricht ausreichend geübt worden sein. Die zu verwendenden Hilfsmittel sind bei der Aufgabenstellung anzugeben. Es dürfen nur solche zugelassen werden, die im Unterricht verwendet wurden und die Eigenständigkeit in der Erfüllung der Aufgaben nicht beeinträchtigen. 

(3) Sofern der Prüfer beabsichtigt, den Prüfungskandidaten Angaben zur Erleichterung des Verständnisses zur Verfügung zu stellen, hat er diese der Aufgabenstellung beizufügen. Texte, die für eine Interpretation bestimmt sind, sind anzuschließen. In Latein und Griechisch ist der jeweiligen Aufgabenstellung (§§ 10 und 11) eine dem Erwartungshorizont entsprechende Übersetzung in die Unterrichtssprache sowie eine Disposition zur Beantwortung der gestellten Aufgaben anzuschließen. 

Als Hilfsmittel sind außerdem Spezialwörterbücher bzw. Wortlisten zu Fach- und Sondersprachen zulässig.

2.2. Korrektur

Für die Beurteilung der Reifeprüfung aus Latein/Griechisch sind folgende fachliche Aspekte maßgebend:

· Erfassen der sprachlichen Struktur des Textes/der Texte

· Sinnerfassung

· semantische Richtigkeit der Übersetzung

· sprachliche Gestaltung der Übersetzung (Lesbarkeit)

· Interpretation und textbezogenes Umfeld

Unabhängig vom verwendeten Beurteilungssystem müssen die Fehler eindeutig gekennzeichnet, die Korrektur transparent und die Bewertung nachvollziehbar sein.

2.2.1. Korrekturverfahren

Das Korrekturverfahren bei der schriftlichen Reifeprüfung hat an das Korrekturverfahren anzuschließen, das in der Oberstufe verwendet wurde. 

Alle Modelle sind nur als Hilfsmittel für die Erstellung einer Leistungsbeurteilung im Sinne der Notendefinition (LB-VO § 14, Abs. 2-6) zu handhaben, um die dort geforderten Leistungen abbilden zu können. 

Im Detail wird verwiesen auf „Consensus – Leistungsbeurteilung in Latein und Griechisch“ und die darin vorgestellten Korrekturmodelle (allfällige Modifikationen beachten!).
3. Die Fachbereichsarbeit aus Latein/Griechisch

Vorprüfungen in Form einer Fachbereichsarbeit 

§ 7 (1) Das Thema einer Fachbereichsarbeit kann aus dem Stoffbereich eines oder zweier (schulautonomer) Pflichtgegenstände, die in einem Ausmaß von mindestens vier Wochenstunden bis einschließlich der letzten oder vorletzten Schulstufe unterrichtet wurden, allenfalls in Verbindung mit einem zur Vertiefung oder Erweiterung besuchten Wahlpflichtgegenstand, gewählt werden, die für die mündliche Reifeprüfung wählbar sind (§ 5 Abs. 1) und die im Hinblick auf die Aufgabe der Fachbereichsarbeit eine sinnvolle Fächerkombination darstellen. Bei einer fächerübergreifenden Themenstellung ist die Fachbereichsarbeit einem Unterrichtsgegenstand zuzuordnen. Betrifft die Fachbereichsarbeit eine lebende Fremdsprache, so ist sie in dieser Sprache zu verfassen. 

(2) Zielsetzung der Fachbereichsarbeit ist es, dass der Prüfungskandidat in der eigenständigen Durchführung einer angemessenen Themenstellung zeigt, dass er zum schwerpunktartigen Erfassen von Sachverhalten und Problemen, ihren Ursachen und Zusammenhängen, zu exaktem Beobachten und Wahrnehmen, zu logischem und kritischem Denken, klarer Begriffsbildung und sinnvoller Fragestellung, zu differenziertem schriftlichem Ausdrucksvermögen, zum Aufsuchen angemessener und geeigneter Informationsquellen und ihrer sachgerechten Nutzung sowie zum Anwenden grundlegender Lern- und Arbeitstechniken befähigt ist. 

(3) Die Fachbereichsarbeit hat sich auf einzelne Bereiche des Lehrstoffes des betreffenden Unterrichtsgegenstandes zu beziehen. Die Einbeziehung weiterer fachspezifischer Bereiche, die im Lehrplan des betreffenden Unterrichtsgegenstandes nicht vorgesehen sind, ist zulässig, sofern dies im Hinblick auf die Bildungs- und Lehraufgabe des betreffenden Unterrichtsgegenstandes und die Aufgabe der Fachbereichsarbeit sinnvoll und zweckmäßig ist. 

Themenstellung und Durchführung der Vorprüfung in Form einer Fachbereichsarbeit 

§ 25 (1) Jeder Lehrer, der in der betreffenden Klasse einen für eine Fachbereichsarbeit wählbaren Unterrichtsgegenstand des Prüfungskandidaten, allenfalls auch einen diesen Unterrichtsgegenstand vertiefenden und erweiternden Wahlpflichtgegenstand (§§ 5 und 7 Abs. 1) unterrichtet hat, darf für höchstens fünf Fachbereichsarbeiten Prüfer sein. Die Aufgabenstellung ist einvernehmlich durch den zuständigen Prüfer, den Prüfungskandidaten und die Schulbehörde erster Instanz festzulegen. Die Aufgabenstellungen sind innerhalb der ersten sechs Wochen des Unterrichtsjahres dem Prüfungskandidaten in geeigneter Weise mitzuteilen. Ist der Prüfungskandidat an der Ablegung einer Vorprüfung in Form einer Fachbereichsarbeit verhindert, darf die Reifeprüfung nur im Sinne des § 3 Abs. 1 Z 1 oder Z 2 fortgesetzt werden. Die diesbezüglich erforderlichen Bekanntgaben im Sinne des § 4 Abs. 2 haben spätestens eine Woche vor Beginn der Klausurprüfung zu erfolgen. 

(2) Die Vorprüfung in Form einer Fachbereichsarbeit ist vom Prüfungskandidaten als schriftliche Hausarbeit abzulegen. Bei der Vorbereitung und der Anfertigung der Arbeit ist der Prüfungskandidat vom Prüfer (von den Prüfern) so zu betreuen, wie es die Zielsetzung der Fachbereichsarbeit erfordert und dass die Selbständigkeit der Leistungen des Prüfungskandidaten nicht beeinträchtigt wird. Der Prüfungskandidat ist vor Beginn der Arbeit auf die Folgen der Verwendung unerlaubter Hilfen und Hilfsmittel ausdrücklich hinzuweisen. 

(3) Der Prüfungskandidat hat ein Begleitprotokoll über die Art der Durchführung der Arbeit zu führen, das jedenfalls die verwendeten Hilfsmittel und Hilfestellungen sowie die Dokumentation des Arbeitsablaufs zu enthalten hat. Ferner hat der Prüfer Aufzeichnungen über die Betreuung der Fachbereichsarbeit zu führen. 

(4) Die Fachbereichsarbeit ist vom Prüfungskandidaten unter Anschluss des Begleitprotokolls in der ersten Woche des zweiten Semesters dem Prüfer (den Prüfern) zur Übergabe an die Prüfungskommission (§ 35 SchUG) auszuhändigen.

Eine Fachbereichsarbeit aus Latein/Griechisch muss die Arbeit an lateinischen/griechischen Originaltexten einschließen (Kommentierung, Interpretation, Vergleich von mehreren Texten zum selben Thema, Vergleich mit Rezeptionsbeispielen etc.).
Im Interesse der Stringenz und Klarheit der Ausführungen ist darauf zu achten, dass der von der Kandidatin/dem Kandidaten erstellte Textumfang ca. 25 bis 30 Seiten nicht übersteigt.

Die Beurteilung der Fachbereichsarbeit muss sowohl den Prozess der Entstehung als auch das Endprodukt einbeziehen und in der Form einer Expertise erfolgen. 
4. Die mündliche Reifeprüfung aus Latein/Griechisch

Die mündliche Reifeprüfung aus Latein/Griechisch soll neben der unverzichtbaren Arbeit am Originaltext dem immanent Fächer verbindenden Charakter des Latein- und Griechischunterrichts Rechnung tragen. Dem Wesen der Fächer entsprechen daher besonders Aufgabenstellungen, welche die Rezeption und Wirkung sowie die Relevanz der Antike für wichtige Bereiche der Gegenwart einbeziehen. 

Spezialfrage und Kernfrage sind bezüglich der Beurteilung gleichwertig. Auch bei der zeitlichen Dotierung ist darauf Rücksicht zu nehmen. 

RP-VO § 39 (1) … Für die positive Beurteilung einer mündlichen Teilprüfung ist dabei eine zumindest ausreichende Beantwortung jeder einzelnen Prüfungsfrage in den wesentlichen Bereichen erforderlich. 

Die Kandidatinnen und Kandidaten sollen beim Prüfungsgespräch in sprachlich angemessener Form und in Konzentration auf das Wesentliche nachweisen, dass sie Überblicke gewonnen und Zusammenhänge erfasst haben und Bezüge zur Gegenwart herzustellen vermögen.

Die Benützung des Wörterbuches ist in der Vorbereitungszeit zu gestatten. Sofern es die Aufgabenstellung erfordert, ist auch die Verwendung eines mit der Prüferin/dem Prüfer vereinbarten Spezialwörterbuches oder einer Wortliste zu Fach- und Sondersprachen zulässig. 
4.1. Die Kernfragen 

Die Kandidatin/der Kandidat wählt aus zwei Kernfragen eine aus. Diese beziehen sich auf die Lektüremodule der Oberstufe. Isolierte Fragen zur Systemgrammatik sind nicht zulässig.

Kernbereiche müssen laut RP-VO § 19 Abs. 4 im Laufe des ersten Semesters der letzten Schulstufe in Form eines Themenkatalogs bekannt gegeben werden.

RP-VO § 19 (4) Kernfragen beziehen sich auf die wesentlichen Bereiche des gesamten Lehrstoffes der Oberstufe im Hinblick auf die Lernziele des jeweiligen Prüfungsgebietes und betreffen Kenntnisse, Fertigkeiten und Fähigkeiten. Im Laufe des ersten Semesters der letzten Schulstufe sind die Schüler auf die wesentlichen Lernziele und Themenbereiche des Lehrstoffes der Oberstufe in den jeweiligen Prüfungsgebieten hinzuweisen. Eine Zuordnung einzelner Themenbereiche eines Prüfungsgebietes an bestimmte Prüfungskandidaten vor der mündlichen Teilprüfung ist unzulässig. 

Im Rahmen der Aufgabenstellungen für die Kernfragen können Impulse gegeben werden, die im deutlichen inhaltlichen Bezug zu den jeweiligen Kernfragen stehen müssen. Mit ihrer Hilfe soll die Kandidatin/der Kandidat die Aspekte der Fragestellung beleuchten. Impulse können u. a. Bilder, Münzen, Musikbeispiele, Cartoons, Anschauungsmaterial, Rezeptionsbeispiele oder ein kurzer, aus dem Unterricht bekannter originalsprachlicher Text sein.

Die bloße Übersetzung des Impulstextes ist kein Ziel im Rahmen der Kernfragen, sofern nach den Bestimmungen von RP-VO § 35 Abs. 6 die Aufgabe im Zusammenhang mit einem Text im Rahmen der Spezialfrage verankert ist, und darf keinesfalls Beurteilungskriterium sein. Der Impulstext kann daher auch zweisprachig oder in Übersetzung vorgelegt werden und soll sinnvoll in die Beantwortung der Kernfrage integriert werden.
4.2. Die Spezialfrage (RP-VO § 19 Abs. 5)
Die Spezialfrage muss von der Kandidatin/vom Kandidaten beantwortet werden. Dabei kann, wenn dies an der Schule allgemein üblich ist, von der Kandidatin/vom Kandidaten anfangs ein kurzer, einleitender Überblick über das Spezialgebiet gegeben werden.

Für das Spezialgebiet haben die Kandidatinnen/Kandidaten zu Beginn des zweiten Semesters der letzten Schulstufe mit der Prüferin/dem Prüfer einen Themenbereich zu vereinbaren. Die Prüferin/der Prüfer soll der Kandidatin/dem Kandidaten für die eigenständige Vorbereitung auf die mündliche Reifeprüfung Textstellen zur Verfügung stellen, deren Übersetzung durch die Kandidatin/den Kandidaten Grundlage der Bearbeitung des gewählten Themas ist.

Darüber hinaus soll auf Hilfestellungen wie Schülerkommentare, schülergerechte Fachliteratur etc. hingewiesen werden.

Der Umfang der Textstellen hat 2000 bis 4000 lateinische/griechische Wörter zu betragen. Parameter für die Wortanzahl sind Leistungsstand, Textsorte, Vorhandensein von Hilfsmitteln, Autoren- oder Themenzentrierung u. a.

Eine schriftliche Ausarbeitung der Aufgabenstellungen zum Spezialgebiet (z. B. eine Übersetzung der Texte) ist nicht einzufordern und schon gar nicht flächendeckend zu korrigieren. Punktuelle Fragen zu schwierigen Passagen wird man mit den Kandidatinnen/Kandidaten besprechen.

Die Behandlung der Spezialfrage erfolgt in einem Prüfungsgespräch, bei dem die Übersetzung eines lateinischen/griechischen Textabschnittes aus dem vorbereiteten Textpensum integrierender Bestandteil ist. Der vorgelegte Text hat 50 bis 80 Wörter zu umfassen. Zu Aufbau- und Formanalyse etc. kann auch ein längerer Text vorgelegt werden, von dem jedoch maximal 50 bis 80 Wörter zu übersetzen sind.
Durch sprachliche Analyse und Interpretationsarbeit sollen die Kandidatinnen und Kandidaten nachweisen, dass sie sich gründlich mit dem von ihnen gewählten Themenbereich auseinander gesetzt haben und die vorgelegte/n Textpassage/n in einen größeren Zusammenhang einordnen können.
Umfang, Art und Schwierigkeit der Aufgabenstellung müssen ein ausreichendes Prüfungsgespräch zulassen. Zur Strukturierung des Prüfungsgesprächs sind Leitfragen und Handlungsanweisungen anzugeben, die, vom Text ausgehend, wesentliche Aspekte des Spezialgebietes beleuchten. Die Übersetzung des Textes darf nicht Selbstzweck sein; sie darf daher auch nicht allein die Beurteilungsgrundlage für die Spezialfrage bilden.
4.3. Die vertiefende Schwerpunktprüfung (RP-VO § 20)
Die Kandidatin/der Kandidat wählt aus zwei Schwerpunktfragen eine aus. Diese beziehen sich auf die Texte und Inhalte, die im vertiefenden Wahlpflichtfach behandelt wurden. 
Ein zusätzliches Textpensum zur Vorbereitung auf die Prüfung ist nicht zulässig.
In die Form und die Gestaltung der vertiefenden Schwerpunktprüfung kann die Methodenvielfalt und Kreativität der Arbeit im Wahlpflichtfach einfließen. Empfehlenswert ist die Bearbeitung einer oder mehrerer Textpassagen.
Liegt bei den Prüferinnen/Prüfern keine Personalunion vor, ist eine rechtzeitige Absprache zur Vermeidung inhaltlicher Überschneidungen notwendig.
4.4. Die fächerübergreifende Prüfung (RP-VO § 20)
Die Kandidatin/der Kandidat wählt aus zwei fächerübergreifenden Fragen eine aus. Diese beziehen sich auf Themenbereiche, die im Unterricht der beiden Fächer behandelt wurden.

Ein zusätzliches Textpensum zur Vorbereitung auf die Prüfung ist nicht zulässig.

Die beiden Prüferinnen/Prüfer haben sich über den Rahmen des fächerübergreifenden Bereichs der beiden Gegenstände zu einigen und der Kandidatin/dem Kandidaten daraus einen Themenkatalog von angemessenem Umfang bekannt zu geben (vier bis fünf Themenbereiche).
Voraussetzung für diese Prüfungsformen ist der Einsatz entsprechender Arbeitsmethoden (z. B.: fächerübergreifende Projekte) im Unterricht der Oberstufe und die frühzeitige Absprache der Prüferinnen/Prüfer.

Bei dieser Form der Prüfung soll vor allem die Fähigkeit der Kandidatinnen und Kandidaten überprüft werden, in einem Gespräch mit beiden Prüferinnen/Prüfern Inhalte der Fächer zu vernetzen. Die Prüferinnen/Prüfer sollten also während der Prüfung nicht hintereinander die fächerübergreifende Frage in getrennte Teilfragen zerlegen, sondern im Wechselgespräch die einzelnen Teilfragen stellen. 
4.5. Die ergänzende Schwerpunktprüfung (RP-VO § 20)
Diese kann 

(1) aus einem schulautonomen Pflicht- oder Wahlpflichtgegenstand oder aus Informatik (bei mindestens 4 Wochenstunden im Wahlpflichtgegenstand) oder 

(2) aus der Ersten oder Zweiten lebenden Fremdsprache in Kombination mit dem zur mündlichen Reifeprüfung gewählten Pflichtgegenstand abgelegt werden. 

Dabei kommen die Inhalte aus dem Pflichtgegenstand, also aus Latein/Griechisch, während die Hilfsmittel, mit denen die Inhalte untermauert bzw. griffig dargestellt werden, den oben angeführten Fächern (1), (2) angehören.

Eine ergänzende Schwerpunktprüfung kann nur dann gewählt werden, wenn im Rahmen des Pflichtunterrichts diese Hilfsmittel angewandt und geübt wurden. Für die Anmeldung zu einer Schwerpunktprüfung ist das Einvernehmen mit der jeweiligen Fachprüferin/dem jeweiligen Fachprüfer Voraussetzung.
4.6. Die Präsentation der Fachbereichsarbeit und die Umfeldfrage
RP-VO § 35 (4): Bei der auf die Fachbereichsarbeit bezogenen mündlichen Teilprüfung ist dem Prüfungskandidaten/der Kandidatin zusätzlich zu den Kernfragen gemäß Abs. 1 schriftlich eine Aufgabenstellung zur Thematik der Fachbereichsarbeit vorzulegen, aus deren Behandlung sich ein Prüfungsgespräch (§ 21) zu ergeben hat. 

RP-VO § 21 (1): Die auf die Fachbereichsarbeit bezogene mündliche Prüfung umfasst abweichend von § 19 Abs. 3 eine Kernfrage sowie die Präsentation und die Diskussion der Fachbereichsarbeit einschließlich ihres fachlichen Umfeldes in einem Prüfungsgespräch. 

Die Prüferin/der Prüfer hat zeitgerecht Inhalt und Umfang des fachlichen Umfelds zu definieren.

Im Rahmen der Prüfung soll die Kandidatin/der Kandidat Aufbau und Ergebnisse der Arbeit, Arbeitsmethoden etc. auch mit Unterstützung vorbereiteter Materialien (Powerpoint, Folie, Poster) präsentieren und Fragen zum fachlichen Umfeld der Fachbereichsarbeit beantworten. 
Weiters hat die Kandidatin/der Kandidat aus zwei Kernfragen eine zu wählen, wobei auf Grund des Wegfalls der Spezialfrage in Hinblick auf RP-VO § 35 Abs. 6 in beiden Kernfragen Aufgaben in Zusammenhang mit einem Text zu stellen sind.

Für die beiden Kernfragen ist ein Kompendium aus Texten festzulegen, die in der Lektürephase im Unterricht behandelt wurden. Der Gesamtumfang dieses Textkompendiums soll 1000 bis 2000 lateinische/griechische Wörter nicht übersteigen. Es muss spätestens bei der Bekanntgabe der Kernstoffgebiete zwischen Prüferin/Prüfer und Kandidatin/Kandidat vereinbart und schriftlich fixiert werden.

Die Behandlung der gewählten Kernfrage erfolgt in einem Prüfungsgespräch, bei dem die Übersetzung eines lateinischen/griechischen Textabschnittes im Umfang von 50 bis 80 Wörtern aus dem festgelegten Textkompendium integrierender Bestandteil ist.

4.7. Die zusätzliche mündliche Prüfung nach negativ beurteilter Klausur

Im Falle einer negativ beurteilten Klausur ist, sofern Latein/Griechisch nicht als mündliche Teilprüfung gewählt wurde, eine zusätzliche mündliche Prüfung abzulegen (RP-VO § 18 Abs. 8). Bei dieser sind drei Kernfragen, davon eine mit Text, zu stellen. Von den drei Fragen muss die Kandidatin/der Kandidat zwei wählen, wobei die mit dem Text verbundene Aufgabenstellung jedenfalls gewählt werden muss (RP-VO § 35 Abs. 2). 
Der Umfang des zu übersetzenden Textes beträgt 50 bis 80 Wörter. Grundlage ist ein Kompendium von Texten im Umfang von 1000 bis 2000 lateinischen/griechischen Wörtern, die in der Lektürephase im Unterricht behandelt wurden. Dieses Textkompendium ist der Kandidatin/dem Kandidaten zeitgerecht bekannt zu geben.
5. Die Jahresprüfung aus Latein/Griechisch

Die schriftliche Jahresprüfung (RP-VO § 30) ist analog zur schriftlichen Wiederholungsprüfung zu gestalten. Die Arbeitszeit beträgt 100 Minuten, der Textumfang entspricht dem einer zweistündigen Schularbeit, also 80 bis 110 lateinische/griechische Wörter.
Die zur Übersetzung vorgelegte/n Originalstelle/Originalstellen darf/dürfen im Unterricht nicht übersetzt worden sein. Sie hat/haben sich auf die in der 8. Klasse behandelten Lektüremodule zu beziehen.

Bei der mündlichen Jahresprüfung (RP-VO § 37) sind zwei von einander unabhängige Aufgaben aus dem Stoff der 8. Klasse zu stellen. Daraus folgt, dass nur im Unterricht behandelte Texte vorgelegt werden dürfen. Der Gesamtumfang der zu übersetzenden Textstellen beträgt 50 bis 80 lateinische/griechische Wörter.
Übersicht zur Reifeprüfung aus Latein/Griechisch

Termine

	
	Anmeldung/Bekanntgabe/Vereinbarung
	Abgabetermin

	Fachbereichsarbeit
	2. Woche des Unterrichtsjahres (RP-VO § 4,1)

Rücktritt ohne Konsequenzen bis vor Weihnachten möglich (SchUG 36a/2. Nov. 2006, MVBl. 28/06)
	1. Woche des 2. Semesters (RP-VO § 25,4)

	Kernthemen
	im Lauf des 1. Semesters der letzten Schulstufe (RP-VO § 19,4)
	---

	Themenbereich für Spezialfrage
	Beginn des 2. Semesters der letzten Schulstufe (RP-VO § 19,5)
	---

	Klausurthemen
	---
	spätestens 4 Wochen nach Beginn des 2. Semesters (RP-VO § 28,2,1);

können von der Direktion früher eingefordert werden!


Umfang (Anzahl der lateinischen/griechischen Wörter) 
Schriftliche Prüfungen

	
	Langlatein
	Kurzlatein/Griechisch

	Klausur (vier Stunden)
	160 – 180
	140 – 160

	Jahresprüfung (100 Minuten)
	80 – 110
	80 – 110


Textkompendium zur Vorbereitung mündlicher Prüfungen

	Art der Prüfung
	Latein/Griechisch

	Spezialfrage
	2000 – 4000

	Kernfragen bei Fachbereichsarbeit
Kernfragen bei zusätzlicher mündlicher Prüfung nach negativer Klausur
	jeweils 1000 – 2000


Textumfang bei mündlichen Prüfungen

	Art der Prüfung
	Latein/Griechisch

	Spezialfrage 
Kernfragen bei Fachbereichsarbeit
Kernfragen bei zusätzlicher mündlicher Prüfung nach negativer Klausur

Jahresprüfung (beide Fragestellungen zusammen!)
	jeweils 50 – 80


� in der Fassung vom 12.06. 2007
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